Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1925 


Sachgebiet 78 

Der Bundesminister Bonn, den 1. März 1971 

für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

IVBl - 4308.1 - IVB5 - 2680.91 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Lage der Landwirtschaft in den von Natur benachteilig- 
ten Gebieten und ihre wirksame Verbesserung 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. h. c. Kiesinger, 
Bewerunge, Bittelmann, Ehnes, Dr. Früh, Niegel, Kiechle, 
Pieroth, Dr. Jobst, Dr. Reinhard, Dr. Ritgen, Dr. Ritz, 
Seilers, Schröder (Sellstedt), Engelsberger, Solke und 
Genossen 

- Drucksache VI/ 1853 - 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Ist der Bundesregierung die Gefahr bekannt, daß auf Grund der 
erheblichen Verschlechterung des landwirtschaftlichen Preis-/ 
Kostenverhältnisses in den letzten Monaten wesentliche Teile 
der von Natur benachteiligten Gebiete von den Landwirten 
mögligcherweise aufgegeben werden und daß dann die bisher 
kostenlose Landschaftspflege durch landwirtschaftliche Nutzung 
nicht mehr gewährleistet ist? 

Der derzeitige Umfang der nicht mehr genutzten landwirtschaft- 
lichen Flächen ist im Verhältnis zum gesamten Gebiet der Bun- 
desrepublik bis jetzt keineswegs besorgniserregend. Die Bun- 
desregierung ist sich jedoch bewußt, daß örtlich und regional 
begrenzte Probleme dieser Art vorhanden sind. Sie ist sich 
ferner darüber klar, daß auch in den von Natur benachteiligten 
Gebieten weitere Flächen in den nächsten Jahren brachfallen 
werden. Diese mögliche Entwicklung ist aber keineswegs eine 
Frage des derzeitigen Preis-/Kostenverhältnisses, sondern eine 
seit Jahren zu beobachtende Entwicklung. 


2. Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß entsprechend 
den Äußerungen von Bundesminister Ertl in der Agrardebatte 
vom 11. November 1970 (Protokoll der 78. Sitzung, S. 4388 C) 
auch in den von Natur benachteiligten Gebieten eine funktions- 
fähige Landwirtschaft erhalten wird? 

Die Bundesregierung unternimmt mit Hilfe des „Einzelbetrieb- 
lichen Förderungs- und sozialen Ergänzungsprogramms" und in 
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Verbindung mit der regionalen Wirtschaftsförderung alle An- 
strengungen, um den Umstrukturierungsprozeß gerade auch in 
den von Natur benachteiligten Gebieten weitgehend ohne 
soziale Härten sich vollziehen zu lassen. Beim Einkommens- 
ausgleich infolge der Aufwertung sind die Almflächen und 
Hutungen voll mit berücksichtigt worden. 

Mit Hilfe von noch zu schaffenden Auffangbetrieben und exten- 
siven Landbewirtschaftungsformen wird in Verbindung mit auch 
in diesen Gebieten vorhandenen lebensfähigen Betrieben eine 
funktionsfähige Landwirtschaft zu erhalten sein. „Funktions- 
fähig" kann keineswegs nur im Sinne von Erhaltung der der- 
zeitigen Struktur verstanden werden, 

3. Hat die Bundesregierung entsprechend den Ausführungen im 
Raumordnungsbericht 1970 (Drucksache VI/1340, S. 33) schon 
Untersuchungen darüber angestellt, in welchen Gebieten aus 
übergeordneten Gründen eine Landbewirtschaftung auch dann 
noch betrieben werden soll, wenn aus der Landwirtschaft allein 
kein befriedigendes Einkommen mehr erzielt werden kann? 

Die Bundesregierung erarbeitet mit Hilfe geeigneter Institu- 
tionen bereits Kriterien, mit deren Hilfe die Gebiete abgegrenzt 
werden können, in denen aus übergeordneten Gründen die 
Landschaft erhalten und gepflegt werden muß. Hierbei wird 
gleichzeitig die Frage untersucht werden, in welcher Form dies 
geschehen kann, da bislang keineswegs wissenschaftlich exakt 
erwiesen ist, daß in Gebieten mit unzureichender Produktions- 
grundlage die Landwirtschaft die billigste Form der Landschafts- 
pflege darstellt. Untersuchungen gleicher Art laufen in fast 
allen Bundesländern. Nach Beendigung der Arbeiten werden die 
Ergebnisse von Bund und Ländern abzustimmen sein. 


4. Wenn Frage 3 verneint wird, ist dann die Bundesregierung be- 
reit, solche Untersuchungen eventuell gemeinsam mit den 
Ländern in die Wege zu leiten? 


Ist durch Frage 3 beantwortet. 


5. Ist die Bundesregierung bereit, in den Fällen, wo aus Gründen 
der Landschaftspflege das Land weiterbewirtschaftet werden 
soll, die Bewirtschaftung jedoch keine ausreichende Einkom- 
mensgrundlage bildet, gemeinsam mit den Ländern um finan- 
zielle und gesetzliche Möglichkeiten bemüht zu sein, damit den 
Landwirten die aus gesamtwirtschaftlicher Sicht anfallenden 
und notwendigen Pflegekosten aus öffentlichen Mitteln erstattet 
werden? 


Auch diese Frage ist durch die Ausführungen zu Frage 3 weit- 
gehend beantwortet. Ob und in welchem Umfang Pflegekosten 
gegebenenfalls aus öffentlichen Mitteln erstattet werden könn- 
ten, wird durch die Länder und Gemeinden zu klären sein. 


6. Ist sich die Bundesregierung bewußt, 

a) daß die im einzelbetrieblichen Förderungsprogramm fest- 
gelegte Förderungsschwelle so hoch angesetzt ist, daß nach 
der Untersuchung von Weinschenck und Reisch (Agrarwirt- 
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sdiaft 11/1970, S. 345 ff.) in den von Natur benachteiligten 
Gebieten nur sehr wenige landwirtschaftliche Betriebe als 
entwicklungsfähig im Sinne des einzelbetrieblichen Förde- 
rungsprogrammes angesehen werden können? 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß in den von 
Natur benachteiligten Gebieten nur sehr wenige Betriebe die 
Förderungsschwelle erreichen. 

Sie ist im Gegenteil davon überzeugt, daß es auch in diesen 
Regionen eine Vielzahl von lebens- und entwicklungsfähigen 
Betrieben gibt. 

Im übrigen steht es den nach Landesrecht zuständigen Behörden 
frei, in Gebieten, deren Wirtschaftskraft erheblich vom Durch- 
schnitt des Bundesgebietes ab weicht, eine um bis zu 10 Vo ver- 
minderte Förderungsschwelle festzusetzen. Unabhängig davon 
kann die zuständige Behörde unter Berücksichtigung einzel- 
betrieblicher Gegebenheiten die Förderungsschwelle um wei- 
tere 5 ^/o verringern. 


b) daß die landwirtschaftlichen Betriebe in den von Natur be- 
nachteiligten Gebieten im einzelbetrieblichen Förderungs- 
programm schlechter gestellt sind als bisher? 

Die Annahme, daß landwirtschaftliche Betriebe in den von 
Natur benachteiligten Gebieten nach dem einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramm schlechter gestellt sind als bisher, ist nicht 
zutreffend. 

Bei baulichen Maßnahmen im Altgehöft wurde z. B. der mögliche 
Umfang an öffentlidien zinsgünstigen Darlehen (Annuität 
3,25 ®/o) für Grünlandbetriebe um 30 000 DM, für die übrigen 
Betriebe um 10 000 DM erhöht. Außerdem ist bei einem för- 
derungsfähigen Investitionsvolumen von 200 000 DM für den 
Grünlandbetrieb nur eine bare oder unbare Eigenleistung von 
18 000 DM gegenüber 20 000 DM bisherigen Förderungspro- 
gramm erforderlich. 

Bei Aussiedlungen sind die Verbesserungen noch deutlicher: 
Die öffentlichen Darlehen wurden um 20 000 DM erhöht; die 
erforderliche bare oder unbare Eigenleistung beträgt nur 
20 000 DM bei einem förderungsfähigen Investitionsvolumen 
von 400 000 DM. Demgegenüber war in den früheren Richtlinien 
für Sondergebiete eine lOVoige Eigenleistung, das sind in der 
Regel 25 000 DM bis 30 000 DM, gefordert worden. Gleichzeitig 
wurde die Erschließungsbeihilfe erhöht. 

Neben diesen Verbesserungen, die die teuren Baumaßnahmen 
betreffen, wurde die Zinsverbilligung auf 85 Vo des förderungs- 
fähigen Investitionsvolumens ausgedehnt. 


c) daß auch durch die besonderen Förderungsmöglichkeiten den 
gestiegenen Gebäude- und Maschinenkosten kaum Rechnung 
getragen wird? 


Den gestiegenen Gebäude- und Maschinenkosten wurde durch 
eine erhebliche Aufstockung der förderungsfähigen Beträge 
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Rechnung getragen. Dies gilt für die schon erwähnten Aussied- 
lungen und baulichen Maßnahmen im Altgehöft sowie für den 
Ankauf von Maschinen usw. Der verbilligungsfähige Höchst- 
betrag beträgt künftig 170 000 DM bei der allgemeinen Zins- 
verbilligung. 


7. Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der in Frage 6 
genannten Sachlage für die landwirtschaftlichen Betriebe in den 
von Natur benachteiligten Gebieten eine Verbesserung der 
Förderungskonditionen vorzunehmen? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß zunächst mit dem 
einzelbetrieblichen Förderungsprogramm Erfahrungen gesam- 
melt werden sollten. Erst dann wird sich zeigen, ob Änderungen 
erforderlich sind. 

Der besonderen Lage der in den von Natur benachteiligten 
Gebieten wirtschaftenden Grünlandbetriebe wird durch die 
Bereitstellung zinsgünstiger öffentlicher Darlehen - sie erhalten 
mehr öffentliche Darlehen als andere Betriebe - und durch die 
Ausdehnung des Verwendungszweckes bei der Zinsverbilligung 
auf das lebende Inventar Rechnung getragen. 

Darüber hinaus läßt die rückläufige Entwicklung der Kapitäl- 
marktzinsen erwarten, daß die von der Landwirtschaft auf- 
zubringenden Zinssätze mit Hilfe der 4 Voigen Zinsverbilligung 
auf eine tragbare Höhe reduziert werden können. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß eine Verbesserung der För- 
derungskonditionen in den von Natur benachteiligten Gebieten 
z. Z. nicht erforderlich ist. 


Ertl 
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